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Was deutsche Politiker nicht dürfen, ist den Managern deutscher Großkonzerne schon seit längerem nicht nur erlaubt, sondern zur Pflicht geworden: globale Politik, globales Spiel. Waren die deutschen Großkonzerne bis in die 80-er Jahre noch durch gegenseitige Beteiligungen und Verschachtelungen in der sogenannten Deutschland AG vor ausländischen Zugriffen gesichert, so trieb der „Abverkauf“ seit der Regierungszeit des Kanzlers Kohl wunderliche Blüten. Besonders aus größerer Entfernung fallen verschiedene Zusammenhänge auf. Größte Teile deutschen Volksvermögens - so denn bei kapitalistischen Konzernen von solchem überhaupt gesprochen werden kann - zumindest aber mit deutscher Arbeitskraft aufgebauten Vermögens, finden ihre heutigen Großaktionäre zumeist unter solchen Regierungen angesiedelt, die sich zuvor des Sieges im Zweiten Weltkrieg bemächtigen konnten. Werden die in den letzten 20 Jahren erfolgten Eigentumsverlagerungen zusammengefaßt betrachtet, so drängt sich der Verdacht auf, daß hier eine neue, erheblich abgewandelte Form der nach dem Ersten Weltkrieg gescheiterten Reparationszahlung an Siegermächte durchgeführt wurde. Statt Finanz-, Waren- und Leistungslieferungen, mit denen nach 1920 die konstruierte deutsche Kriegsschuld des Ersten Weltkrieges ausgeglichen werden mußte, was schon damals nichts anderes war als ein für jedermann sichtbarer Raub deutscher Vermögenswerte war, mußte dieser Schritt nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges zunächst auf immaterielle Vermögenswerte wie Patente etc. beschränkt werden. Aber aufgeschoben ist nicht aufgehoben, und so wurde es Deutschland nach dem Krieg erlaubt, über mehrere Jahrzehnte neues Vermögen zu erarbeiten, um dann, Kohl sei´s gedankt, dieses neu geschaffene Vermögen in einem zweiten Schritt nun ebenfalls auszuhändigen. 





Während solche Vermögensverschiebungen dank den durch die Börsen gegebenen Möglichkeiten recht lautlos und oft auch völlig unauffällig erfolgen konnten, war dies bei dem nicht börsengebundenen Vermögen der vormaligen DDR-Wirtschaft weitaus schwieriger zu bewerkstelligen, so daß es nicht wundert, daß genau in diesen Bereichen viele dreist-skandalöse Machenschaften publik wurden. Aber selbst der größte Skandal und die übelste Machenschaft konnte von der deutschen Politkaste und ihren Helfershelfern bis heute sowohl rechtlich als auch medientechnisch unter den Teppich gekehrt werden. 





Bei den Börsenmanövern zur Aushändigung der westdeutschen Wirtschaft mußte der Kreis der Informierten aber immer weit über die üblichen Politzirkel hinausgehen. Zumindest waren Aufsichtsrat und Vorstand der jeweiligen Unternehmen immer einzubinden. Besonders die Gesamtentwicklung von Daimler-Benz zeigt, 


begonnen mit dem drohenden Ausverkauf der Flickanteile an den Iran, was dann zur Übernahme dieses Paketes durch die Deutsche Bank führte, über die Ära Reuter, in der ein europäischer High-Tech-Konzern zusammenbastelt werden durfte, zumindest aber große Teile dieses Wirtschaftsbereiches unter dem Mantel des Daimler-Benz-Konzerns zusammengeführt wurden, um dann unter Schrempp, über einen simplen Aktientausch, an die Aktionäre des maroden Chryslerkonzern ausgehändigt zu werden, 


welch strategisch langfristigen Wege beschritten wurden. Der Mannesmann-Konzern lieferte dazu das Gegenstück der Börsenplayer. Wie sehr die gesamten Aktionen unter dem Schutzschirm der bundesrepublikanischen Politik abliefen und rückversichert waren, zeigen nicht zuletzt die staatsanwaltschaftlichen Drohgebärden gegen den letzten Vorstandsvorsitzenden der Mannesmann AG. 





Mit Sicherheit nicht der letzte Coup, aber für uns als letztes Beispiel soll die Deutsche Post dienen. Wie Daimler Benz ein Objekt, dessen Abwicklung auf Grund einer langjährigen strategischen Planung durchgeführt wurde. Nur handelte es sich hier tatsächlich um echtes, hundertprozentiges Volksvermögen. Zunächst begann alles mit einer allein der Betriebswirtschaft entlehnten Argumentation von Wirtschaftlichkeit und Rendite, was zur Auflösung in die Teilbereiche Post, Bank und Telekommunikation führte. Wenn allein nur die weiteren Machenschaften um den Telekommunikationsbereich betrachtet werden, so zeigt das dabei gewählte Verfahren noch ganz besondere Eigenheiten. So wurde die „Privatisierung“ der Deutschen Telekom gleichzeitig dazu verwendet, der deutschen Bevölkerung den Nutzen von spekulativen Gewinnen nahe zu bringen und der Börse so ihren Platz in den Tagesnachrichten zu verschaffen. Was dort dann aber nur als kurz Randnotiz auftauchte, waren die Geschäfte, die die Deutsche Telekom unternehmerisch zu bieten hatte. 





Während über alle gescheiterten oder auch realisierten Zukaufgeschäfte noch recht ausführlich berichtet wurde, fanden die weitaus wichtigeren Abverkäufe kaum Erwähnung. Wurden doch nicht etwa nur irgendwelche Randgebiete veräußert, sondern verkaufte die Telekom doch tatsächlich ihren eigentlichen Blutkreislauf, ihre Kabelnetze. Und als Käufer traten generell irgendwelche amerikanischen Firmen auf. Übrig blieb ein deutscher Telekommantel, dem der Inhalt verloren gegangen war, der seine wichtigste Substanz offensichtlich freiwillig verkauft hatte. Ungefähr so, als würde ein Stanzwerk seine Stanzmaschinen verkaufen. Und, was schon bei Mannesmann mit dem dort zu beobachtenden Vorgehen der Staatsanwaltschaft gegen den vormaligen Vorstandsvorsitzenden praktiziert worden war, genau das gleiche Druckmittel, diesmal unter dem Titel von der Managementkenntnis bei der bilanziellen Überbewertung des Immobilienvermögens, geisterte auch diesmal durch die Tagesnachrichten. Mit dem Verschwinden dieser Nachrichten waren auch die letzten Kabelnetze aus dem Eigentum der Deutschen Telekom verschwunden. Daß daraufhin konsequenterweise die Börsennotiz, der Aktienkurs, entsprechend nach unten bewertet werden mußte, hätte eigentlich niemanden verwundern dürfen. 





Was nun die vielen Kleinaktionäre angeht, die, ganz gleich, ob im Vertrauen auf eine sichere Anlage oder als gute Chance für das schnelle Geld, Anteile an einem Unternehmen des deutschen Staates erwarben, wurden diesmal sie zu persönlich Betroffenen einer Betrügerei, wie sie es ansonsten als Bürger der BRD tagtäglich zur Kenntnis genommen hatten. Man lerne daraus: wer einen vollen Sack kauft, sollte zumindest darauf achten, daß dieser Sack anschließend entweder schön verschlossen bleibt, oder, falls doch etwas herausgenommen wird, diese Entnahmen nicht so ausfallen dürfen, daß der Sack anschließend leer ist. 





Und auch Bayern hat sein Schmankerl-Unternehmen. So durfte BMW die Industrieruine Rover kaufen und mit viel Geld und Aufwand sanieren. BMW die Arbeit und die Verluste, anderen das errichtete Vermögen und die Renditen. Bleibt festzuhalten, daß nicht nur die Demokratie, sondern auch die Marktwirtschaft für Deutschland noch immer eine eigene Spielart bereithält. 





Nicht nur Qualität und Qualifikation der in der BRD aktiven Politiker stehen in keinem Bezug zur Wohlfahrt und zum Wohlergehen des Deutschen Volkes. Auch die aktiven Manager der „deutschen“ Großkonzerne haben nicht nur, was aber wohl in der Zwischenzeit jeder weiß, nichts mehr mit dem Wohlergehen des Konzerns oder gar der Belegschaft zu tun, sondern hierbei handelt es sich nur noch um mit Überbezahlung korrumpierte Erfüllungsgehilfen im politischen Auftrag der Großaktionäre und ihrer Interessen.





Nachdem mit dem Jahre 1945 jede deutsche Politik ihr Ende gefunden hat, hat in der Zwischenzeit auch jede am Deutschen Volk orientierte Wirtschaft aufgehört zu existieren.
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